
19

Bern
Freitag, 11. Januar 2019

Das PsychiatriezentrumMünsin-
gen (PZM) sieht vor, künftig in
den Spitälern Thun und Zwei-
simmen (STS) sowie Biel (SZB)
Psychiatriebereiche abzudecken.
Die drei Partner haben im De-
zember eine entsprechende Ab-
sichtserklärung unterzeichnet,
wie aus einer gemeinsamenMe-
dienmitteilung hervorgeht. Die
STS AG führt derzeit ein psychi-
atrischesAngebotmit ambulan-
ten und tagesklinischen Behand-
lungen in Thun, Zweisimmen
und Steffisburg. Gemäss STS-
CEO Bruno Guggisberg soll die-
ses Angebot samt Personal vor
Ort bestehen bleiben. Laut Plan
würden dieAngestellten abermit
demPZM einen neuenArbeitge-
ber erhalten.

Auchwenn in derMedienmit-
teilung die «ökonomisch ange-
spannten Rahmenbedingun-
gen» erwähnt werden, handelt
es sich laut Guggisberg und
PZM-Direktor Rolf Ineichen
nicht um eine Sparübung. Ge-
mäss Ineichen sollen vielmehr
zwei sich ergänzende Institutio-
nen zusammengeführt werden.
In Thun werden Patienten am-
bulant und inMünsingen primär
stationär behandelt. Schon bis-
her bestehe eine Zusammen-
arbeit, so Ineichen.Mit demAn-
gebot aus neu einer Hand ver-
spricht er sich dank einheitlichen
Prozessen und gemeinsamen
Strukturen bessere Behand-
lungsmöglichkeiten. Einigen
sich die Partner definitiv, sowird
das PZM die STS-Angebote per
Januar 2020 integrieren.

Ausbau in Biel
Im Spitalzentrum Biel soll das
PZM einen neuen psychiatri-
schen Bereich schaffen. Geplant
sind gemäss SZB-Direktor Kris-
tian Schneider in einer ersten
Phase derAufbau eines psychia-
trischen Notfalldienstes sowie
ein Angebot für Spitalpatienten
mit körperlichen Erkrankungen,
die psychiatrische Betreuung be-
nötigen.Mit demPZMhabeman
einen Partner, der in diesem Be-
reich viel Erfahrung habe. Bisher
hat das SZB kein psychiatrisches
Angebot.

Damit man auch den Franzö-
sisch sprechenden Patientinnen
und Patienten gerechtwerde, sei
das Hôpital du Jura bernois Part-
ner des Projekts, heisst es in der
Medienmitteilung. Schneider zu-
folgewirdmanmit demPZMdas
Grundkonzept auf der Basis des
bereits bestehenden Angebots
der STSAG erarbeiten sowie das
deutschsprachigeAngebot abde-
cken. Für das französischspra-
chige Angebot wird man auf die
Zusammenarbeit mit demHôpi-
tal du Jura bernois zählen.

Brigitte Walser

Münsinger
Psychiatrie in
Thun und Biel
Gesundheit Das Psychiatrie-
zentrumMünsingen plant
überregional.

Dölf Barben

Die Einwohner von Hermrigen
im Seeland haben den Mini-
Shutdown ihrerGemeinde schon
am 1. Januar zu spüren bekom-
men. Der Gemeinderat musste
auf das traditionelle Gemeinde-
und Zuzügerapero verzichten.

Umviel Geld ist es dabei nicht
gegangen, wie Gemeindepräsi-
dent Stephan Alioth sagt. Aber
selbst die paarHundert Franken
durfte die Gemeinde nicht aus-
geben. Sie verfügt im Moment
über kein gültiges Budget. Und
bis sie ein solches hat, darf sie
nur «unumgängliche Verpflich-
tungen» eingehen.

Besonders zu spüren be-
kommt diese EinschränkungGe-
meindeschreiberin Denise Ring-
li. «Wir dürfen nur noch dafür
Geld ausgeben,was die Gemein-
de zum Überleben benötigt»,
sagt sie. Und auch diese Ausga-
ben müssten auf das absolute
Minimum heruntergefahren
werden. «Bei jeder kleinsten Sa-
chemüssenwir uns fragen, ob es
wirklich nötig ist oder ob es eine
andere Möglichkeit gibt.»

Selbst als sie vor ein paar Ta-
gen Briefmarken kaufen ging,
hat die Gemeindeschreiberin
diesbezüglich Überlegungen an-
gestellt. Klar hingegen ist der Fall
bei der Reorganisation der Ak-
ten- und Archivablage, die im
Budget vorgesehen gewesen
wäre. «Die muss nun warten.»

Blick in die USA
Hermrigen, eine 310-Seelen-Ge-
meinde zwischen Biel und Lyss,
ist dieses Jahr die einzige Ein-
wohnergemeinde imKanton, die
ohne Budget ins neue Jahr star-
tet. Normalerweise sind ein bis
zwei Gemeinden betroffen (sie-
he Text unten). Auch wenn der
Regierungsstillstand in denUSA,
der seit dem 22. Dezember an-
dauert, völlig andere Dimensio-
nen hat, gibt es doch Parallelen.

Gemeindepräsident Stephan
Alioth verfolgt den Shutdown in
den USA jedenfalls mit Interes-
se,wie er sagt. Ihn erstaune,wie
dort Staatsangestellte in die
Zwangsferien geschickt würden
und auf ihren Lohn verzichten
müssten. «Das ist für diese Leu-
te tragisch.» Die Gemeindeange-
stellten in Hermrigen brauchen
keine solchen Konsequenzen zu
fürchten, weil Löhne eben un-
umgängliche Verpflichtungen
sind. Der Grund für den Mini-
Shutdown geht letztlich aber
ebenfalls auf einen Streit umden
Finanzhaushalt zurück. Der Ge-
meinderatwollte die Steuern an-
heben – die Einkommens-
steuer von 1.85 auf 1.95 Einhei-
ten und die Liegenschaftssteuer
von 1 auf 1,5 Promille. Die Ge-

meindeversammlung hat den
Antrag Ende November abge-
lehnt.

Kapital bald aufgebraucht
Der Gemeinderat werde nun ein
neues Budget ausarbeiten und
im Frühling an einer ausseror-
dentlichen Gemeindeversamm-
lung präsentieren, sagt Alioth.
Wahrscheinlich werde man auf
eine Steuererhöhungverzichten.
«Wir werden aber die Konse-
quenzen aufzeigen.» Die finanz-
politischen Perspektiven seien
«relativ schlecht», sagt er. «Ohne
Steuererhöhung ist unser Eigen-
kapital inwenigen Jahren aufge-

braucht.» Bis ein genehmigtes
Budget vorliegt, gilt es in Herm-
ligen nun auszuharren – und
Verzicht zu üben.DerBeitrag ans
monatliche Seniorenessen darf
vorläufig nicht ausgezahlt wer-
den, «weil es eine freiwillige
Leistung ist», sagt Alioth.

Ein Mini-Shutdown ist aber
nicht nur politisch aufwendig,
weil das Zahlenwerküberarbeitet
werden muss. Die Behörden sei-
en in einersolchenSituation auch
sonst zusätzlich gefordert, sagt
IrisMarkwalder,LeiterinGemein-
definanzen im Amt für Gemein-
den und Raumordnung. So seien
Prozesse einzurichten, damit der

Gemeinderat bei jeder einzelnen
Ausgabe entscheiden könne, «ob
es sich um eine unumgängliche
Verpflichtunghandelt odernicht».
Gerade bei grossen Gemeinden
könne dies einen beachtlichen
Mehraufwand zur Folge haben.

Weihnachten im Frühling
Gemeindeschreiberin Denise
Ringli bestätigt dies: «Wir müs-
sen uns ständig rückversichern,
obwir etwas dürfen oder nicht»,
sagt sie. Auch in eigener Sache.
Aus mehreren Gründen habe es
letztes Jahr nicht mehr gereicht,
dasWeihnachtsessen der Behör-
den im Dezember abzuhalten.
Zunächst wurde es in den Janu-
arverschoben, nun aber abgebla-
sen. Da es eine für 2018 budge-
tierte Ausgabe war, hätte es
buchhalterisch zwar durchaus
bewerkstelligt werden können,
sagt Ringli. Der Gemeinderat
wollemit demWeihnachtsessen
nun aber zuwarten, bis ein Bud-
get vorliege. «Ich glaube, das hät-
te niemandverstanden,wennwir
daran festgehalten hätten», sagt
sie. Es sei nichts als fair, wenn
die Behörden in dieser ausserge-
wöhnlichen Situation ebenfalls
ihren Beitrag leisteten.

Mit einem genehmigten Bud-
get wird wieder alles möglich
sein – sogar ein Weihnachtses-
sen im Frühling.

«Die neue Archivablagemusswarten»
Shutdown Was die USA können, können hiesige Gemeinden schon lange. Anfang Jahr kommt es regelmässig zu
Mini-Shutdowns. Was das heisst, zeigt sich in Hermrigen, wo derzeit sogar Briefmarken Fragen aufwerfen.

Was darf ich, was darf ich nicht? Denise Ringli muss sich dieser Tage beim Gemeinderat ständig rückversichern. Foto: Adrian Moser

Mini-Shutdowns erlebten auch schon Biel und Bern

Seltenheitswert hat ein Mini-Shut-
down, wie ihn die Seeländer
Gemeinde Hermrigen im Moment
zu überstehen hat, nicht. Jedes
Jahr starteten im Kanton Bern im
Durchschnitt ein bis zwei Gemein-
den ohne genehmigtes Budget ins
neue Jahr, sagt Iris Markwalder,
Leiterin Gemeindefinanzen im
Amt für Gemeinden und Raum-
ordnung.

Aussergewöhnlich war das
Jahr 2014: Damals waren es
gleich neun Gemeinden – unter
ihnen befanden sich Schwerge-
wichte wie die Stadt Biel sowie

Worb und Münchenbuchsee.
Sogar die Stadt Bern war schon
einmal betroffen – im Jahr 2000.
Der Mini-Shutdown dauerte
damals bis im September, bis der
Kanton eingriff und das Budget
festsetzte.

Wenn eine Gemeinde im
Kanton Bern kein Budget hat, darf
sie gewisse Ausgaben nicht mehr
tätigen. Iris Markwalder nennt als
Beispiel «die berühmten Bleistif-
te». Will heissen: Solange noch
brauchbares Büromaterial vorhan-
den ist, darf nichts Neues bestellt
werden. Oft zitiert werden auch

Skilager, die abgesagt werden
müssen. Generell darf nur Geld
für «unumgängliche Verpflichtun-
gen» ausgegeben werden.

In den allermeisten Fällen
schaffen es die Gemeinden aus
eigener Kraft, das Budget bis
Mitte Jahr zu überarbeiten und ge-
nehmigen zu lassen. Bis dann
haben sie dazu Zeit. Kommt
keines zustande, setzt der Regie-
rungsrat das Budget fest, inklusive
Steueranlage. In einem solchen
Fall wird laut Markwalder auch die
Finanzplanung unter die Lupe
genommen. (db)

«Der Beitrag
ansmonatliche
Seniorenessen darf
vorläufig nicht
ausgezahltwerden.»
Stephan Alioth
Gemeindepräsident, Hermrigen
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